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UMWELTPOLITIK

Erik Gawel

Ökobilanzierung -  
Einsatzfelder aus ökonomischer Sicht

Die Umweltverträglichkeit von Produkten hinsichtlich der Erstellung, Verteilung, Nutzung und 
Entsorgung rückt zunehmend in das Interesse der Öffentlichkeit. Können Ökobilanzen einen 

Beitrag für die umweltrelevanten Entscheidungen von Unternehmen, Konsumenten und 
Politikern leisten?

Mit der unlängst publizierten Studie der Projektgruppe 
„Ökobilanzen“ 1 beim Umweltbundesamt (UBA) 

sind Verfahren zur Erfassung und Bewertung ökologi­
scher Produktwirkungen wieder verstärkt in der Diskus­
sion. Trotz breit einsetzender umweltpolitischer Bemü­
hungen um eine möglichst vollständige Erfassung und 
Bewertung der Umweltauswirkungen wirtschaftlicher 
Aktivität besteht derzeit noch helllose Sprachverwirrung 
in bezug auf die einzelnen zu diesem Zweck vorgeschla­
genen Ansätze und Unklarheit bezüglich der an sie ge­
stellten Ansprüche: Zwischen „Ökobilanz“ 2, „Produkt­
linienanalyse“ 3, „Stoffflußbilanz“, „ökologischer Buch­
haltung“ 4 und anderen Konzepten sind allenfalls Ansätze 
zu einer Präzisierung der Begrifflichkelten und einer 
Vereinheitlichung der heterogenen Erwartungen, die an 
einzelne Bestandteile dieser Systeme geknüpft werden, 
zu erkennen. Daher soll im weiteren der Begriff der „Öko­
bilanzierung“ als Genus proximum für alle derartigen 
Ansätze verwendet werden.

Ökobilanzen in dieser weiten Abgrenzung sind Infor­
mationssysteme, mit deren Hilfe die mit der Erstellung, 
Verteilung, Nutzung und Entsorgung von Produkten zu­
sammenhängenden Umweltnutzungen und Umweltaus­
wirkungen erfaßt, bewertet und verglichen werden sollen. 
Um diesen Anforderungen gerecht zu werden, müßten 
sie prinzipiell über folgende Aspekte Auskunft geben 
können:

□  eine qualitative und quantitative Erfassung der einzel­
nen umweltbezogenen Inputs (Energie, Rohstoffe) und 
Outputs (Reststoffe, Emissionen) über den gesamten Le­
bensweg eines umweltzehrenden Objekts sowie sämtli­
che betroffenen Umweltmedien hinweg,
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□  eine Bestimmung der daraus jeweils erwachsenden 
Umweltwirkungen und

□  eine ökologische, die Produkte nach ihren Umweltei­
genschaften qualifizierende und sie insoweit untereinan­
der vergleichbar machende Bewertung.

So hat die UBA-Arbeitsgruppe „Ökobilanzen“ in der er­
wähnten Studie jüngst ein Standardmodell vorgeschla­
gen, das in die analogen Teilschritte Sachbilanz, Wir­
kungsbilanz und Bewertung strukturiert wird. Neben dem 
Bemühen um Vereinheitlichung bislang stark divergenter 
Ansätze und den Schwierigkeiten bei der Informationsbe­
schaffung valider Daten, speziell zur Wirkungsfrage, stel­
len sich vor allem unlösbar scheinende methodische Pro­
bleme einer Aggregation und vergleichenden Bewertung 
unterschiedlicher Umwelteffekte sowie der zweckmäßi­
gen Ausschnittbildung vernetzter Ökoauswirkungen auf 
ein Bewertungsobjekt (Problem der Abschneidekrite­
rien)5. Unterstellt man einmal, daß es in absehbarer Zeit 
gelänge, die methodischen und informationeilen Fragen 
einer Ökobilanzierung befriedigend zu klären, so bleibt 
doch die Frage unbeantwortet, was mit den so gewonne­
nen und plausibilisierten Resultaten einer Öko-Bewer­

1 Vgl. J. B i e t  u.a.: Ökobilanzen für Produkte, Texte 38/92 des 
Umweltbundesamtes, Berlin 1992.

2 Siehe z.B. W. G e b i e r :  Ökobilanzen in der Abfallwirtschaft,
Bielefeld 1990.

3 Siehe etwa Projektgruppe Ökologische Wirtschaft: Produktlinien­
analyse: Bedürfnisse, Produkte und ihre Folgen, Köln 1987.

4 R. M ü l l e r - W e n k :  Die ökologische Buchhaltung, Frankfurt/M. 
1978.

5 Zu den methodischen Problemen im einzelnen siehe z.B. A. 
B e c h m a n n ,  S. H o f m e i s t e r ,  S. S c h u l t z :  Umweltbilanzie­
rung. Darstellung und Analyse zu ökologischen Anforderungen an die 
ökonomisch/ökologische Bilanzierung von Umwelteinflüssen, 2 Bde., 
Texte 5/87 des Umweltbundesamtes, Berlin 1987; M. H e l d :  Über­
sicht und Kriterien für die Ökologische Bilanzierung, in: d e rs .  
(Hrsg.): Ökologisch Rechnen im Betrieb. Umweltbilanzierung als 
Grundlage umweltfreundlichen Wirtschaftens im Dienstleistungsbe­
trieb, Tutzing 1986; S. O s t e r o d ,  V. P r i o r :  Die Ökobilanz. 
Ein betriebliches Informationssystem, Schriftenreihe des IÖW 27/89, 
Berlin 1989.
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tung eigentlich umweltpolitisch geschehen soll6. Der po­
tentielle Adressatenkreis ökobilanzieller Information und 
damit die möglichen Einsatzfelder lassen sich grob drei­
teilen: Neben eine innerbetriebliche Anwendung zur Pla­
nung und Kontrolle unternehmensinterner Prozesse tre­
ten Dokumentations- und Informationsfunktionen für ex­
terne Nutzer (Konsumenten, Öffentlichkeit) sowie An­
wendungen im öffentlichen Interesse, insbesondere der 
staatlichen Umweltpolitik.

Aus ökonomischer Sicht komplettieren Ökobilanzen 
als neues Informationsinstrument grundsätzlich in allen 
Anwendungsmöglichkeiten Entscheidungsgrundlagen 
und können so zu einer höheren Entscheidungsrationali­
tät beitragen. Rational sind Entscheidungen über knappe 
Ressourcen insbesondere dann, wenn sie aufgrund einer 
möglichst vollständigen Information über die von der Ent­
scheidung hervorgerufenen Folgen getroffen werden. Da 
Ökobilanzen über solche Umwelteffekte informieren, die 
zumindest zu einem großen Teil noch keinen Nieder­
schlag in Produktions- und Nachfrageentscheidungen 
gefunden haben, sind sie grundsätzlich zur Verbesse­
rung der Informationsbasis und der Entscheidungsgrund­
lagen geeignet. Da mehr oder bessere Information einer­
seits zu „besseren“, d.h. ex post stabilen Entscheidungen 
führt, andererseits aber Informationsaktivitäten der Be­
schaffung und Verarbeitung zugleich Ressourcen zeh­
ren7, unterliegen Ökobilanzierungsversuche einem infor­
mationellen Abwägungskalkül. Ob und in welcher Weise 
sie schließlich tatsächlich zur Erhöhung der Entschei­
dungsrationalität beitragen und in Verhaltensänderungen 
umgesetzt werden, hängt zudem von den Rahmenbedin­
gungen für Erstellung und Verwendung von Ökobilanzen 
ab. Zu klären sind in diesem Zusammenhang die Fragen,

□  wer Ökobilanzen aufstellen und finanzieren soll bzw. 
welche Anreize hierzu geschaffen werden können,

□  an welche Adressaten Informationen aus der Öko­
bilanz weitergegeben werden,

□  ob diese Informationen der jeweiligen Kapazität der 
Informationsverarbeitung und Entscheidungsvorberei­
tung entsprechen und welche Anreize bestehen, vorhan­
dene Informationen aus Ökobilanzen bei der Entschei­
dungsfindung auch zu nutzen,

□  ob Ökobilanzen neben einer Verbesserung der Ent­
scheidungsqualität möglicherweise auch zu einer Ver­
schiebung der Entscheidungskompetenz führen.

Unternehmensinterne Funktionen

Ökobilanzen müßten in erster Linie demjenigen zur 
Verfügung stehen, der über Produkte und über die von ih­
nen hervorgerufenen Umweltwirkungen entscheidet. Sie 
wären insoweit Teil des betrieblichen Rechnungswesens

und damit Informationsinstrumente für die Produzenten. 
Diese sollten den Auftrag zur Informationsgewinnung und 
Analyse erteilen und die Informationskosten tragen; dies 
gilt zumindest so lange, wie sie auch die alleinigen Nutzer 
des Instruments sind.

Die Informationen können im Unternehmen zur Be­
triebsoptimierung und zur Minderung von Umweltbela­
stungen genutzt werden. Ein Anreiz dazu, die Information 
in diesem Sinne im Entscheidungsprozeß zu berücksich­
tigen und Änderungen durchzuführen, besteht zumindest 
insoweit, als Anpassungsmaßnahmen das wirtschaftli­
che Betriebsergebnis verbessern oder die Erfüllung ord­
nungsrechtlicher Normen ermöglichen bzw. erleichtern. 
Da jedoch den in der Ökobilanz transparent gemachten 
Umweltwirkungen zumeist keine betrieblichen Kosten­
größen gegenüberstehen, also ein Zurechnungs- bzw. 
Internalisierungsanlaß fehlt, ist ein (ökonomischer) 
Zwang zur Berücksichtigung und Nutzung der Informa­
tion zunächst nicht gegeben. Weil die Erstellung von Öko­
bilanzen mit erheblichen Zusatzkosten verbunden sein 
wird, dürfte in vielen Fällen sogar der Anreiz zur Ökobi­
lanzierung fehlen. Sie wird sich daher wohl nur durch eine 
Produzentenverpflichtung mit entsprechender Finanzie­
rungsregel durchsetzen lassen. Allerdings könnte auf 
qualitätsbewußten Marktsegmenten bereits die bloße 
Bereitstellung ökobilanzieller Zusatzinformation quali­
tätssignalisierend wirken und einen Anreiz zur Erstellung 
durch die Produzenten bieten, ohne daß es hierzu des 
Zwanges bedürfte (Theorie des Signalllng)8.

Auch wenn Ökobilanzen erklärtermaßen darauf abzie­
len, Informationen über Produkte bereitzustellen, so le­
gen sie doch letztlich auch Informationen über diejenigen 
Systeme offen, in denen Produkte hergestellt, vertrieben 
und verwendet werden. Insbesondere dokumentieren sie 
Teile der jeweiligen Produktionstechnologie. Die individu­
elle Entscheidung über Produktionsfunktionen ist ein 
zentrales Element marktlicher Wirtschafts- und Wettbe­
werbsordnung und trägt in ihrer Ausrichtung auf individu­
elle Präferenzen von Konsumenten zur Sicherstellung 
von Innovationen und Versorgungseffizienz bei. Daher ist 
sorgfältig zu bedenken, ob nicht auf dem Umweg über 
eine Veröffentlichung ökobilanzieller Informationen letzt­
lich spezifische Informationen über die Technologie­
menge einzelner Anbieter veröffentlicht und dadurch 
Wettbewerbselemente und Innovationsimpulse be­

6 So auch J. R u b n e r :  Licht im Dickicht der Bilanzen, Süddeut­
sche Zeitung vom 10. 9. 1992.

7 Siehe hierzu E. B ö s s m a n n :  Information, in: HdWW, Bd. 4, 
Stuttgart u. a. 1988, S. 184 ff.

8 Grundlegend hierzu M. S p e n c e :  Market Signalling-Informati­
onal Transfer in Hiring and Related Screening Processes, Cambridge 
(Mass.) 1974.
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schränkt werden. Es besteht daher ein grundsätzlich 
schutzwürdiges Interesse der Produzenten an einge­
schränkter Publizität ökobilanzieller Information.

Korrektur marktlicher Bewertungen?

Eine Verbesserung der volkswirtschaftlichen Ent­
scheidungsrationalität über umweltzehrende wirtschaftli­
che Aktivitäten setzt allerdings grundsätzlich auch eine 
entsprechende Informations- bzw. Signalübermittlung an 
die Nachfrager der Produkte voraus. Auf diese Welse 
kann nicht nur eine Bewertung bislang externer Produkt­
wirkungen nach Maßgabe individueller Konsumenten­
präferenzen ermöglicht werden, sondern auch das spe­
zielle Problem der Qualitätsunsicherheit bei asymmetri­
scher Produktinformation gelindert werden, indem eine 
ökobilanzielle Emissionspublizität etwa produktspezifi­
sche Umweltverträglichkeit signalisiert9. Geht man davon 
aus, daß die „Umweltqualität“ eines Produkts aufgrund 
asymmetrischer Informationsverteilung zwischen Her­
stellern und Konsumenten für die Nachfrager die Charak­
teristik sogenannter „Vertrauensgüter“10 aufweist, d.h. 
selbst aufgrund individueller Erfahrung bei der Nutzung 
der Güter nicht hinreichend erschlossen werden kann, 
böten ergänzende Kenngrößen eine Möglichkeit, das 
nicht unmittelbar erfahrbare Merkmal der „Umweltquali­
tät“ in das Nachfragerkalkül einzubeziehen.

Aus der Aufgabenstellung von Ökobilanzen ergibt sich 
dabei zunächst zwangsläufig, daß sie nur spezifische, 
d.h. ökologisch relevante Teilinformationen über Pro­
dukte liefern können. Eine Produkt-Gesamtbewertung 
aus der Sicht der Produktnutzer ermöglichen sie hinge­
gen nicht. In diesem Zusammenhang wird leicht überse­
hen, daß mit dem volkswirtschaftlichen System relativer 
Preise eine solche -  wegen kalkulationsextern bleiben­
der Effekte allerdings ebenfalls unvollständige -  Bewer­
tung bereits besteht. In die Marktpreise von Produkten 
sind dabei prinzipiell bereits preislich bewertete Teile der 
In der Ökobilanz zu erfassenden Inputs und Outputs ein­
geflossen (z.B. die Opportunitätskosten der produktspe­
zifischen Rohstoff- und Energienutzung, die für Abwasser­

9 Siehehierzu N. P a e c h :  Umweltbewußtsein, Qualitätsunsicher­
heit und die Wirkung einer Emissionspublizität, in: Zeitschrift für Wirt­
schafts- und Sozialwissenschaften, 109. Jg. (1989), S. 385-398.

C. B. B l a n k a r t ,  W, W. P o m m e r e h n e :  Zwei Wege zur 
Privatisierung öffentlicher Dienstleitungen: Wettbewerb auf einem 
Markt und Wettbewerb um einen Markt -  Eine kritische Beurteilung, in : 
H. M i l d e ,  H. G. M o n i s s e n  (Hrsg.): Rationale Wirtschafts­
politik in komplexen Gesellschaften, Stuttgart u. a., S. 431-442.

11 Siehe hierzu auch J. J e n n e n ,  K. Z i m m e r m a n n :  Ein An­
satz zur Konstruktion eines Umweltgesamtindikators -  Entwicklungs­
möglichkeiten und Grenzen, in: Jahrbücher für Nationalökonomie und 
Statistik, 192. Jg. (1977/78), S. 148 ff.

12 Einen Überblick über die empirisch orientierte Monetarisierungs­
diskussion bieten A. E n d r e s ,  J. J a r r e ,  P. K l e m m e r ,  
K. Z i m m e r m a n n :  Der Nutzen des Umweltschutzes, Gutachten 
für das Umweltbundesamt, Berlin u. a. 1991.

emissionen zu entrichtende Abwasserabgabe etc.). In 
Marktpreisen kommt eine dezentrale und individuelle, 
einer marktwirtschaftlichen Grundordnung entspre­
chende Bewertung von kalkulationsfähigen Kosten und 
Nutzen zum Ausdruck, die den Vorteil hat, auf einem 
interindividuell überprüfbaren und akzeptierten monetä­
ren Maßstab zu beruhen, der auch die Vergleichbarkeit 
von Produkten sichert.

Nun haben die in der ökonomischen Theorie seit lan­
gem erörterten Unvollständigkeiten und Verzerrungen 
des Preissystems im Hinblick auf den Faktor Umwelt ge­
rade zur Entwicklung alternativer Rechen- und Informati­
onswerke beigetragen. Methodisch ist es -  zumindest 
bisher -  jedoch nicht möglich, die beiden unterschiedli­
chen Maßstäbe der ökobilanziellen und der marktlichen 
Bewertung in einem einheitlichen Numéraire zusammen­
zuführen11. Hieraus leiten sich bereits zwei wichtige Kon­
sequenzen ab:

□  Ökobilanzen liefern lediglich Zusatzinformationen für 
eine Produktbewertung. Sie sind nicht in der Lage, die in 
Marktpreisen und den dahinter stehenden Tauschakten 
zum Ausdruck kommenden Produktbewertungen zu er­
setzen; auch ermöglichen sie keine übergreifende Ge­
samtbewertung von Produkten.

□  Die Überprüfung von Produktbedarf und Produktnut­
zen, die in marktwirtschaftlichen Systemen dem Markt­
geschehen überantwortet bleibt, kann nicht aus informa­
tioneilen Partialsystemen, wie Ökobilanzen sie gegen­
wärtig darstellen, abgeleitet werden.

Frage der Informationsübermittlung

Hinsichtlich der Frage, in welcher Form den Konsu­
menten derartige Zusatzinformationen zu übermitteln 
sind, gilt zunächst, daß die Überwälzung von Ökobilanz­
kosten in den Produktpreisen für eine Verbesserung der 
Nachfrageentscheidungen naturgemäß nicht ausreicht, 
da die Kosten der Informationsbeschaffung und -Verar­
beitung nicht der monetär übersetzten Bilanzinformation 
entsprechen. Entweder müssen also Produkte ihrem 
Ökobilanzwert entsprechend mit Kosten belastet werden; 
dies wäre der ökonomische Internalisierungsansatz, der 
dieökobilanz-lnformation in Preissignale transformieren 
würde -  doch sind der Monetarisierung der Wirkungs­
information methodisch enge Grenzen gesetzt12.

Eine andere Möglichkeit bestünde darin, die Ökobi­
lanz-Ergebnisse dem Kreis der Produktnachfrager in 
Form von Zusatzinformationen zugänglich zu machen. 
Dazu müßten die Informationen allerdings auf die Verar­
beitungskapazität der Nachfrager abgestellt und vor Ma­
nipulationen gesichert werden. Zudem ist das Interesse 
der Produzenten am Schutz betriebsinterner Daten zu
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berücksichtigen. Angesichts der nur begrenzten Informa­
tionsverarbeitungsmöglichkeiten der Konsumenten wird 
man die Ökodaten eines Produkts auf wenige Schlüssel­
größen reduzieren müssen, die eine Produktvergleich­
barkeit ermöglichen. Derartig aggregierte Bewertungsin­
dizes würden auch den Schutzinteressen der Produzen­
ten weitgehend entsprechen. Hierzu bedürfte es freilich 
einer Normierung und Standardisierung der Sachbilanz, 
aber auch eines einheitlichen Schemas für die übergrei­
fende Bewertung unterschiedlicher Stoffe, mengenmäßi­
ger Veränderungen und medialer Einwirkungen.

Neben der Standardisierung wäre überdies eine Di­
mensionsreduzierung zu leisten, die die ökobilanzielle 
Zusatzinformation auf eine der Verarbeitungskapazität 
von Nachfrageentscheidungen adäquate (eindimensio­
nale) Kenngröße verkürzt. Allerdings ist gegenwärtig nicht 
ersichtlich, wie die damit verbundenen Bewertungs- und 
Aggregationsprobleme konsensual gelöst werden kön­
nen. Ohne ihre Lösung sind freilich willkürliche und miß­
bräuchliche Informationsnutzungen zu befürchten. Der 
gegenwärtige, wenig transparente Einsatz von Ökobilan­
zen im Qualitätswettbewerb macht dies bereits deutlich.

Übersetzung in monetäre Signale

Ökobilanz-Informationen wären damit ein alternativer 
Versuch, das Kommunikations- und Übersetzungspro­
blem zwischen Ökologie und Ökonomie, das die neoklas­
sische Wirtschaftstheorie in eindimensionalen Preisin­
formationen zu lösen suchte, durch mehrdimensionale 
Signalvariablen abzulösen13. Soweit die Natur in außer­
ökonomischer Form kommuniziert und eine derartige 
Kommunikation erst dann zur wirtschaftlich nutzbaren In­
formation reift, wenn sie in ökonomischen Kategorien, 
insbesondere Preissignalen, ausgedrückt werden kann, 
bedarf es erst der „sprachlichen“ und kategorialen Ver­
mittlung, damit ökologische Problemlagen in ökonomi­
schen Subsystemen Resonanz erzeugen: Erst ein Preis 
etwa ist eine ökonomische Information mit Konsequen­
zen. Die Auferlegung von Abgaben oder Festsetzung von 
Grenzwerten erzeugen im Wirtschaftszusammenhang 
mehr Resonanz „als das vorwurfsvolle Schweigen des 
(sterbenden) Waldes“14.

Der Übersetzung ökologischer Anforderungen in öko­
nomische Kommunikation über monetäre Signale, insbe­
sondere Preise, sind freilich Grenzen gesetzt. Hier lassen 
sich beispielsweise die Möglichkeiten der „Nichtüber­
setzbarkeit“ und der „Falschübersetzung“ differenzieren. 
„Nichtübersetzbarkeiten“ liegen beispielsweise dort vor, 
wo

□  Steuerungsprobleme aus notwendig unvollständiger 
Information resultieren (Beispiel: Bewertung ökologi­
scher Langfristschäden) oder unklaren Zurechnungsver­

hältnissen entspringen (Beispiel: Kausalitätsproblem der 
Verursachung),

□  über den aktuellen Entscheidungshorizont hinaus 
eine langfristige Zukunftsbewertung ökologischer Res­
sourcen erforderlich wird (Problem intertemporaler exter­
ner Effekte).

Soweit etwa dieses letzte Zukunftsbewertungspro­
blem durch Diskontierung oder ähnliche „Hilfsmaßnah­
men“ der Theorie zu lösen versucht wird, drohen darüber 
hinaus „Falschübersetzungen“, da Zukunftswerte von 
Gegenwartsindividuen systematisch geringgeschätzt 
werden15. Den Unzulänglichkeiten einer derartigen pre- 
tialen Signalübermittlung könnte durch ein ergänzendes 
Informationsinstrument abgeholfen werden, das insbe­
sondere den Versuch strikter Monetarisierung partiell 
aufgibt und verstärkt stoffliche und mengenbilanzielle 
Aspekte in den Mittelpunkt der Betrachtung rückt.

Problematische Informationsverdichtung

Informationsökonomisch wird jedoch gerade komple­
xen Informationssystemen die Tendenz zur Informations­
verdichtung innewohnen: Auf diese Weise könnte die 
komplexe ökobilanzielle Information auf einer idealty­
pisch eindimensionalen Zahlengeraden abgebildet und 
zu einem unmittelbaren Entscheidungskriterium qualifi­
ziert werden: Als absolutes Vortellhaftigkeitskriterium 
müßte ein kritischer Wert der Indikatorvariablen je nach 
Ausrichtung über- oder unterschritten werden, um über 
ein Objekt isoliert befinden zu können; als relatives Vor- 
teilhaftigkeitskriterium würde dasjenige Bewertungsob­
jekt einer Vergleichsmehrheit vorgezogen, dessen Indi­
katorwert supremal wäre.

Jedes Bemühen um Bewertung ökologischer Wirkun­
gen stellt einen solchen Versuch der Informationsver­
dichtung durch Herstellung aggregierbarer (hier: monetä­
rer) Generalnenner dar. Auch nicht-monetäre Index­
aggregationen sind dabei in der Diskussion16. Es kann da­
her nicht überraschen, daß dimensional reduzierte Öko­

13 Siehe hierzu J. W ie la n d :  Strukturelle Voraussetzungen und 
Grenzen ökologischer Kommunikation im System der Ökonomie, in:
F. B e c k e n b a c h  (Hrsg.): Die ökologische Herausforderung für die 
ökonomische Theorie, Marburg 1991, S. 299-320; N. L u h m a n n : 
Ökologische Kommunikation, Opladen 1987.

14 J. W ie la n d :  Strukturelle Voraussetzungen a.a.O., S. 307.

15 Vgl. U. H a m p ic k e : Neoklassik und Zeitpräferenz: der Diskon­
tierungsnebel, in: F. B e c k e n b a c h  (Hrsg.): Die ökologische 
Herausforderung a.a.O., S. 127-149.

16 So etwa das Konzept der kritischen Belastung der schweizerischen 
Bundesanstalt für Umwelt, Wald und Landschaft (BUWAL) sowie das 
ebenfalls von der Schweizer Behörde entwickelte Ökopunktverfahren -  
siehe K. H a b e rs a t te r :  Ökobilanz von Packstoffen, Schriften­
reihe Umwelt Nr. 132 des BUWAL, Bern 1991; M. A h b e , 
K. B ra u n s c h w e ig ,  R. M ü lle r -W e n k :  Methodik für Ökobi­
lanzen auf der Basis ökologischer Optimierung, Schriftenreihe Umwelt 
Nr. 133 des BUWAL, Bern 1990.
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bilanz-lnformationen im Sinne etwa einer einzelnen In­
dexziffer nach wie vor das Leitbild methodischer Diskus­
sionen abgeben -  gleichsam als intellektueller Attraktor 
sämtlicher Überlegungen zur Bilanzierungfrage. Hierbei 
ist freilich stets die Problematik der Pseudo-Objektivie­
rung zu sehen, da subjektive Bewertungsentscheidungen 
im informationsverdichteten Aggregatzustand nur ver­
schleiert werden17.

Unabhängig von der allgemeinen Publizierung von 
Ökobilanzdaten stellt sich schließlich die Frage, ob und in 
welcher Weise sie auch der Umweltpolitik bzw. der um­
weltpolitischen Eingriffsverwaltung zur Verfügung stehen 
sollen und in welcher Form sie dort zur Entscheidungs­
verbesserung beitragen können. Zwei Aspekte sind dabei 
zu unterscheiden. Zum einen gibt es ein öffentliches In­
teresse an einer Mißbrauchsaufsicht: Publizierte Ökobi­
lanzergebnisse von Produzenten müssen daraufhin kon­
trolliert werden, ob sie den zu standardisierenden Auf- 
stellungs- und Bewertungsverfahren entsprechen. Dies 
geht weitgehend konform mit dem traditionellen Schutz­
interesse der Öffentlichkeit gegenüber extern orientier­
ten Rechnungslegungswerken, insbesondere der Jah­
resabschlußberichterstattung der Unternehmen. Inso­
weit ließe sich eine ergänzende Aufsichtstätigkeit ver­
gleichsweise friktionslos in den Kanon bestehender han- 
dels- und steuerrechtlicher Abschlußprüfungen integrie­
ren. Auch könnten hier eher traditionelle Belange des 
Schutzes vor unlauterem Wettbewerb berührt sein.

Zum anderen gibt es ein hoheitliches Interesse daran, 
die Ökobilanzinformationen für die Gestaltung der um­
weltpolitischen Eingriffsinstrumente zu nutzen. Gerade 
für diese spezielle Anwendungsmöglichkeit offenbart 
sich jedoch erheblicher ordnungspolitischer Konfliktstoff: 
Soweit Ökobilanzen nämlich Mikrodaten aus dem Unter­
nehmensbereich liefern, deren Bekanntwerden Anlaß zu 
behördlichem Eingreifen gibt, werden nicht nur kontra­
produktive Anreize zur Verschleierung gesellschaftlich 
erwünschter Wirkungsinformation gesetzt. Darüber hin­
aus besteht hierbei die Gefahr, daß beispielsweise

□  die Verfahren, in denen Produkte mit den günstigsten 
Ökobilanzwerten erzeugt werden, als Stand der Technik 
definiert werden,

□  neue Produkte, die nicht die günstigsten Ökoindex­
werte aufweisen, mit der Einschätzung „fehlenden Be­

17 So hat sich auch wiederholt das Umweltbundesamt kritisch zu eindi­
mensionalen Skalierungsversuchen geäußert. Vgl. J. B ie t  u.a .: 
Ökobilanzen ..., a.a.O., S. 54.

18 Zu ordnungspolitischen Problemen normativ eingesetzter Öko-Infor­
mationssysteme siehe auch H. K a r l :  Öko-Audits -  Ein sinnvolles 
Informationskonzept für Umweltbelastungen?, in: WIRTSCHAFTS­
DIENST, 72. Jg. (1992), H. 7, S. 368 ff.

darfs“ bzw. „negativen Nettonutzens“ gar nicht erst zur 
Produktion zugelassen werden.

Sinnvolle Einsatzfelder

Dies wäre relativ unproblematisch, wenn es einen all­
gemein akzeptierten Generalnenner für die ökobilan­
zielle und preisliche Produktbewertung gäbe sowie ein 
demokratisches und dynamisches Verfahren, das Präfe­
renz- und Wirkungsveränderungen im ökobilanziellen 
Rechnungszusammenhang kontinuierlich umsetzen 
würde. Die auf absehbare Zeit verfügbaren Ökobilanz- 
Informationen müssen jedoch als methodisch unsicher, 
in ihrer Treffsicherheit als begrenzt und bezüglich ihrer 
Bewertungsaussage als vorläufig gelten. Hierauf ge­
stützte imperative Politikmaßnahmen wären daher von 
brüchiger Legitimation und mithin ordnungspolitisch frag­
würdig18. Angesichts der völlig ungeklärten methodi­
schen und verfahrensmäßigen Probleme ist damit die 
Wahrscheinlichkeit groß, daß an die Stelle unvollständi­
ger dezentraler Einzelentscheidungen von Produzenten 
und Konsumenten (aufgrund preislicher Informationen) 
nunmehr willkürliche zentrale Politikentscheidungen 
(aufgrund ökobilanzieller Informationen) treten. Damit 
würde auf dem Umweg über die Ökobilanz einer zentrali­
stischen Bedarfs-, Produkt- und Investitionsplanung der 
Weg bereitet und eine (de-)meritorisierende Überinstanz 
geschaffen.

Unabhängig davon, daß damit Merkmale eines zentral­
verwaltungswirtschaftlichen Ordnungssystems zum 
Zuge kämen, deren Überwindung in Osteuropa gegen­
wärtig als wichtiger Transformationsschritt angesehen 
wird, ist mit solchen Konsequenzen keineswegs eine hö­
here Entscheidungsrationalität verbunden. Auf metho­
disch weiche und politisch konsensbedürftige Informati­
onsvariablen können sich harte ordnungsrechtliche Ein­
griffsmaßnahmen sinnvollerweise nicht stützen. Die Le­
gitimationsgrundlage eines derartigen Vorgehens muß 
daher auf absehbare Zeit als zu schmal betrachtet wer­
den.

Damit erweisen sich Ökobilanzen abschließend

□  als komplexes Teilsystem des betrieblichen Rech­
nungswesens für unternehmensinterne Optimierungs­
entscheidungen geeignet,

□  als informationsverdichtete Ökopublizität in standar­
disierter, aggregierter Indexform theoretisch geeignet, 
soweit über das Verfahren der Informationsverdichtung 
Konsens hergestellt und eine staatliche Mißbrauchsauf­
sicht errichtet werden könnte,

□  als Grundlage harter ordnungsrechtlicher Eingriffs­
vornahmen staatlicher Planer wegen ordnungspoli­
tischer Bedenken grundsätzlich ungeeignet.
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